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Norm

AsylG 2005 §10
AsylG 2005 §3 Absl
AsylG 2005 §8 Absl

1. AsylG 2005 § 10 heute
AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 10 guiltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 guiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 § 8 heute

AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025
AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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ZI. C16 421.666-1/2011/11E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Kirschbaum als Vorsitzende und den Richter Dr. Chvosta als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, geb. XXXX,Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr.
Kirschbaum als Vorsitzende und den Richter Dr. Chvosta als Beisitzer Uber die Beschwerde des rémisch 40 ,
geb. rémisch 40,

StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20.09.2011, FZ 11 10.606-BAT, in
nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal §§ 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 sowie 10 AsylG 2005,BGBI. | Nr. 100/2005 idF BGBI. I Nr.
38/2011, abgewiesen.Die Beschwerde wird gemaR Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz eins, sowie 10
AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38
aus 2011,, abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:
Verfahrensgang

Verfahren vor dem Bundesasylamt

Der Beschwerdefiihrer reiste zu einem unbekannten Zeitpunkt illegal in Osterreich ein und stellte am
15.09.2011 vor der Polizeiinspektion Traiskirchen EAST einen Antrag auf internationalen Schutz (AS 15, 21).

Am selben Tag wurde der Beschwerdeflihrer von der genannten Polizeidienststelle unter Beteiligung eines
Dolmetschers fur die Sprache Punjabi ersteinvernommen, wobei er ua. angab, von Bombay auf dem Luft- und
Landweg nach Osterreich gelangt zu sein, aber keine nidheren Angaben zur Reiseroute machen zu kénnen
(AS 19).

Eine EURODAC-Abfrage vom selben Tag verlief negativ (AS 11) und das Verfahren des Beschwerdeflhrers
wurde daraufhin vom Bundesasylamt durch Ausfolgen der Aufenthaltsberechtigungskarte am 20.09.2011 in
Osterreich zugelassen (AS 43).

Am 20.09.2011 wurde der Beschwerdefihrer vom Bundesasylamt, AuBenstelle Traiskirchen, unter
Beteiligung einer Dolmetscherin in der Sprache Punjabi niederschriftlich einvernommen, wobei ihm die spater
im angefochtenen Bescheid zugrunde gelegten Landerinformationen nur teilweise zur Stellungnahme
vorgehalten wurden (AS 45).

Angefochtener Bescheid und Rechtsberater

Mit Datum vom 20.09.2011 erlieB das Bundesasylamt den Bescheid FZ. 11 10.606-BAT (AS 63), der dem
BeschwerdeflUhrer am folgenden Tag persdénlich Ubergeben wurde (AS 133, 143) (im Folgenden:
angefochtener Bescheid).

Mit diesem Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdefuhrers auf Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemal § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Ziff. 13 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 "idgF" abgewiesen
(Spruchpunkt I.). Weiters wurde der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status
des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat des Beschwerdeflihrers gemal § 8 Abs. 1
iVm § 2 Abs. 1 Ziff. 13 leg. cit. abgewiesen (Spruchpunkt Il.). GemaRk § 10 Abs. 1 leg. cit. wurde der
BeschwerdefUhrer aus dem d&sterreichischen Bundesgebiet nach Indien ausgewiesen (Spruchpunkt Ill.).Mit
diesem Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdeflihrers auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
gemal Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziff. 13 AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, "idgF" abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.). Weiters
wurde der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers gemaR Paragraph 8, Absatz eins,
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in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziff. 13 leg. cit. abgewiesen (Spruchpunkt rémisch zwei.). GemaR
Paragraph 10, Absatz eins, leg. cit. wurde der Beschwerdeflihrer aus dem o&sterreichischen Bundesgebiet
nach Indien ausgewiesen (Spruchpunkt romisch drei.).

Zur Begrindung flhrte das Bundesasylamt im Wesentlichen an, dass dem Beschwerdeflihrer im
Herkunftsstaat Indien keine Verfolgung drohe. Das Vorbringen des Beschwerdeflhrers im Hinblick auf
drohende Verfolgung durch die Polizei wegen eines falschen Verdachts sei unglaubwirdig (Spruchpunkt
I.).Zur Begrindung flhrte das Bundesasylamt im Wesentlichen an, dass dem Beschwerdefihrer im
Herkunftsstaat Indien keine Verfolgung drohe. Das Vorbringen des Beschwerdeflhrers im Hinblick auf
drohende Verfolgung durch die Polizei wegen eines falschen Verdachts sei unglaubwirdig (Spruchpunkt
romisch eins.).

Ebenso bestinden keine stichhaltigen Griinde fir die Annahme, dass der Beschwerdefihrer bei einer
Rickkehr nach Indien Gefahr liefe, dort einer unmenschlichen Behandlung, Strafe oder gar der Todesstrafe
ausgesetzt zu sein (Spruchpunkt Il.).Ebenso bestiinden keine stichhaltigen Griinde fiir die Annahme, dass der
Beschwerdefliihrer bei einer Rickkehr nach Indien Gefahr liefe, dort einer unmenschlichen Behandlung, Strafe
oder gar der Todesstrafe ausgesetzt zu sein (Spruchpunkt rémisch zwei.).

Eine Ausweisung aus Osterreich sei, da kein Recht auf internationalen Schutz bestehe, gesetzlich indiziert
und verletze auch nicht die Rechte des Beschwerdefiihrers aus Art. 8 EMRK. Es liege namlich kein
Familienleben zu in Osterreich dauernd aufenthaltsberechtigten Personen vor und ein Eingriff in das
Privatleben des Beschwerdefiihrers sei - so ein solcher Uberhaupt vorliege - gerechtfertigt (Spruchpunkt
I11.).Eine Ausweisung aus Osterreich sei, da kein Recht auf internationalen Schutz bestehe, gesetzlich indiziert
und verletze auch nicht die Rechte des Beschwerdefiihrers aus Artikel 8, EMRK. Es liege namlich kein
Familienleben zu in Osterreich dauernd aufenthaltsberechtigten Personen vor und ein Eingriff in das
Privatleben des Beschwerdefiihrers sei - so ein solcher Uberhaupt vorliege - gerechtfertigt (Spruchpunkt
romisch drei.).

Beschwerde

Mit am 30.09.2011 zur Post gegebenem Schreiben legte der Beschwerdeflihrer gegen den angefochtenen
Bescheid Beschwerde beim Bundesasylamt ein.

Zur Begrindung der Beschwerde flihrte der Beschwerdeflihrer unter teilweiser Zitierung verschiedener
Berichte zur Situation in Indien im Wesentlichen an, die Entscheidung des Bundesasylamtes sei inhaltlich
falsch und ebenso rechtswidrig aufgrund von mangelhafter Verfahrensfilhrung. Das Bundesasylamt sei zu
Unrecht von der Unglaubwirdigkeit seiner Aussagen und der Schutzfahigkeit des Herkunftsstaates
ausgegangen und habe lediglich Gegenvermutungen angestellt. Es habe kein Interesse an einer
Auseinandersetzung mit seinen Fluchtgrinden gehabt und das Verfahren schnell "abfertigen" wollen. Das
Bundesasylamt habe auch Ermittlungsfehler begangen und insbesondere nicht auf eine Konkretisierung der
Angaben des Beschwerdeflihrers gedrungen und zu rasch entschieden.

Der Beschwerdefiihrer habe bereits erste Schritte gesetzt, um "ein Privatleben in Osterreich zu konstruieren®,
sodass es nicht nachvollziehbar sei, inwiefern die Ausweisung notwendig oder geboten war.

Es wurde gleichzeitig der Antrag auf (nicht ndher bezeichnete) Recherchen vor Ort in Indien sowie auf
Abhaltung einer mundlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof und auf Beigebung eines Rechtsberaters
gestellt.

Verfahren vor dem Asylgerichtshof
Die Beschwerde langte am 06.10.2011 beim Asylgerichtshof ein.

GemalR § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz idgF (AsylGHG) sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005,BGBI. |
Nr. 100/2005 idF BGBI. | Nr. 38/2011, (AsylG) nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof
die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der
MaRgabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt. GemaR Paragraph 23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz idgF (AsylGHG) sind, soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
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Nr. 38 aus 2011,, (AsylG) nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe
sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Mit Verfahrensanordnung vom 07.10.2011, GZ. C16 421.666-1/2011/2Z, wurde dem Beschwerdefiuhrer ein
Rechtsberater beigegeben.

Der Beweisantrag auf Recherchen vor Ort in Indien wird abgelehnt, da er zum einen nicht auf eine konkrete
entscheidungsrelevante Tatsachenbehauptung gestitzt war und auch keinerlei konkrete Hinweise auf
Umstande gegeben hat, welche nicht durch verwendeten Parteivorbringen in Zusammenschau mit den
aktuellen Landerinformationen geklart werden konnten.

Der Asylgerichtshof forderte den Beschwerdefiihrer gemaR § 45 Abs. 3 AVG mit Schreiben vom 28.02.2013
auf mitzuteilen, ob und ggf. inwiefern sein Gesundheitszustand akut oder chronisch beeintrachtigt sei sowie
diesfalls geeignete Nachweise (zB. Befunde) dafur vorzulegen.Der Asylgerichtshof forderte den
Beschwerdefihrer gemald Paragraph 45, Absatz 3, AVG mit Schreiben vom 28.02.2013 auf mitzuteilen, ob
und ggf. inwiefern sein Gesundheitszustand akut oder chronisch beeintrachtigt sei sowie diesfalls geeignete
Nachweise (zB. Befunde) daflr vorzulegen.

Weiters informierte der Asylgerichtshof den Beschwerdeflhrer dartber informiert, dass er bezlglich etwaiger
familidrer oder privater Bindungen in Osterreich vorlaufig von dem im angefochtenen Bescheid angefiihrten
Sachverhaltsfeststellungen ausgehe und den Beschwerdeflhrer aufgefordert, innerhalb der genannten Frist
den Asylgerichts unter Vorlage entsprechender Nachweise (zB. Deutschkurse, Beschaftigung, auch
ehrenamtliche, Aufenthaltsberechtigung, Heirats- oder Geburtsurkunden) zu informieren, falls sich der
Sachverhalt in Bezug auf sein Privat- und Familienleben geandert habe.

Die Beschwerdeflhrer gab bis dato keine Stellungnahme ab.

Die Durchfihrung einer o6ffentlichen mindlichen Verhandlung war gemaB§ 41 Abs. 7 AsylG nicht
erforderlich.Die Durchfihrung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung war gemaf Paragraph 41, Absatz 7,
AsylG nicht erforderlich.

Der Antrag auf Abhaltung einer mindlichen Verhandlung reicht bei sonstigem Vorliegen der Voraussetzungen
des § 41 Abs. 7 AsylG 2005 nicht aus, um eine Verhandlungspflicht zu begrinden (vgl. VWGH 17.10.2006, ZI.
2005/20/0329; 23.11.2006, ZI. 2005/20/0406;Der Antrag auf Abhaltung einer mindlichen Verhandlung reicht
bei sonstigem Vorliegen der Voraussetzungen des Paragraph 41, Absatz 7, AsylG 2005 nicht aus, um eine
Verhandlungspflicht zu begrinden vergleiche VwGH 17.10.2006, ZI. 2005/20/0329; 23.11.2006, ZI.
2005/20/0406;

23.11.2006, ZI. 2005/20/0477; 23.11.2006, ZI. 2005/20/0517;
23.11.2006, ZI. 2005/20/0551; 23.11.2006, ZI. 2005/20/0579).

Das Unterbleiben einer mundlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das
Vorbringen tatsachenwidrig ist, steht im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewahrt wurde (VfGH 14.03.2012,
GZ. U 466/11-18).Das Unterbleiben einer mundlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, steht im Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC,
wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewahrt
wurde (VfGH 14.03.2012, GZ. U 466/11-18).

Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung wurde im vorliegenden Fall abgesehen, da der
Sachverhalt im Verfahren vor dem Asylgerichtshof aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde und
dort eingefuhrten zusatzlichen Landerinformationen geklart ist, und vor dem Bundesasylamt zu den
Fluchtgriinden ausreichend rechtliches Gehér gewahrt wurde.
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Der Asylgerichtshof hat am heutigen Tage als Senat in nichtéffentlicher Sitzung beraten und das vorliegende
Erkenntnis einstimmig beschlossen.

Sachverhalt
Beweismittel
Parteivorbringen des Beschwerdefihrers

Zur Person hat der Beschwerdeflhrer ausgesagt, er heiBe XXXX, geb. XXXX. Er sei Staatsangehdériger Indiens,
ledig und seine Religion sei die der Sikhs. Er sei in einem naher bezeichneten Dorf im Bundestaat Punjab
geboren. Dort habe er von der Geburt an bis sechs Monate vor seiner Ausreise aus Indien bei seinen
GroBeltern in einem Haushalt gelebt. Danach habe er in einer ungefahr 300 km entfernten, naher
bezeichneten Stadt gewohnt.Zur Person hat der BeschwerdefUhrer ausgesagt, er heiBe rémisch 40 , geb.
rémisch 40 . Er sei Staatsangehdriger Indiens, ledig und seine Religion sei die der Sikhs. Er sei in einem naher
bezeichneten Dorf im Bundestaat Punjab geboren. Dort habe er von der Geburt an bis sechs Monate vor
seiner Ausreise aus Indien bei seinen GroBReltern in einem Haushalt gelebt. Danach habe er in einer ungefahr
300 km entfernten, naher bezeichneten Stadt gewohnt.

Seine Mutter sei verstorben, als er noch ein Kind gewesen sei. Sein Vater lebe mit seiner zweiten Frau
ebenfalls in dem Dorf. Er stehe mit seinen Verwandten nach wie vor in telefonischem Kontakt.

In Indien habe er keine Schule besucht. Er habe hauptsachlich in der Landwirtschaft und zuletzt in einem
metallverarbeitenden Betrieb gearbeitet und mit diesen Einklinften gerade sein Auskommen gehabt.

Zum Fluchtgrund hat der Beschwerdeflhrer ausgesagt, seine Freunde hatten im Februar oder Marz 2011 in
jener ndher bezeichneten Stadt, in der der Beschwerdefiihrer in einer Eisenwarenfabrik gearbeitet habe, im
Zuge eines Streits auf offener StralBe den Verwandten einer nicht ndher bezeichneten Abgeordneten
angeschossen. Die Freunde seien festgenommen worden und hatten bei der Polizei den Namen des
BeschwerdeflUhrers genannt, obwohl sich dieser zum Tatzeitpunkt in der Fabrik befunden habe. Selbst der
Verletzte habe vor der Polizei angegeben, dass der Beschwerdefuhrer bei dem Vorfall nicht anwesend
gewesen sei und der Beschwerdeflihrer anhand der Zeiterfassung am Arbeitsplatz habe beweisen kénnen,
dass er zum fraglichen Zeitpunkt in der Fabrik gewesen sei, was die Abgeordnete aber "nicht akzeptiert"
habe.

Da ihn die Polizei in seiner Unterkunft neben der Fabrik und bei seinen GroReltern gesucht habe, sei er nach
Mumbai geflohen, wo er sich drei Monate bis zu seiner Ausreise aufgehalten habe. Nun beflrchte er, wegen
der angeblichen Beteiligung an der Verletzung des Verwandten der Abgeordneten verhaftet und
unrechtmaRig verurteilt zu werden.

Danach befragt, ob er jemals mit der Polizei in Indien zu tun gehabt habe, hat er dies verneint. Er sei auch nie
in Haft gewesen und habe nichts mit Gerichten zu tun gehabt.

Befragt, weshalb er nicht in Mumbai, wo er seinen Angaben zufolge keine Probleme gehabt habe, geblieben
sei oder sich in einem anderen Landesteil unerkannt niedergelassen habe, hat der Beschwerdeflihrer
gemeint, einerseits sei seine Ausreise bereits mit dem Schlepper vereinbart gewesen und andererseits kénne
er Uberall in Indien gefunden werden, da es sich bei dem Verletzten eben um den Verwandten einer
Politikerin handle und sein Foto in einer naher bezeichneten Zeitung veroéffentlicht worden sei.

Zu seinem Leben in Osterreich hat der Beschwerdefilhrer angegeben, er habe aufgrund seines kurzen
Aufenthalts in Osterreich noch kaum Méglichkeiten gehabt, sich zu integrieren. Er habe jedoch schon erste
Schritte gesetzt und nicht naher bezeichnete soziale Kontakte geknupft.

Landerinformationen zu Indien

a) Die vom Bundesasylamt im angefochtenen Bescheid verwendeten Quellen und Landerfeststellungen
dienen dem Asylgerichtshof als Beweismittel:

Bonn International Centre for Conversion (BICC): Landerportrait Indien (Oktober 2009)

Bundesasylamt, Staatendokumentation: Analyse zu Indien: Justizwesen in Indien (16.07.2010)



Bundesasylamt, Staatendokumentation: Analyse zu Indien:

Sicherheitskrafte (24.02.2010)

Bruser, Mag., landeskundlicher Sachverstandiger, Gutachten vom 05.06.2008

Deutsches Auswartiges Amt: Lander- und Reiseinformation: Indien - Wirtschaft, (Marz 2011)

Deutsches Auswartiges Amt, Bericht "Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien
(19.01.2011)

Deutsches Auswartiges Amt, Indien - Innenpolitik (Februar 2011)
Freedom House: Freedom in the World - India 2010 (29.04.2010)
Internationale Organisation fur Migration (IOM):
Landerinformationsblatt Indien (August 2010)

INWENT, Rangaswamy/Sujit: Schwerpunkt - Indische Schizophrenie (Webseite, undatiert, Zugriff am
04.05.2011)

Konrad-Adenauer-Stiftung: Indien "Parlamentswahlen in Indien:

Wahlervotum fur klar politische Verhaltnisse und einen sakularen Staat" (22.02.2010)

NGOslIndia.com (Website undatiert; Zugriff 04.05.2011)

Osterreichische Botschaft, New Delhi: Indien, Asyllanderbericht (Marz 2010)

Suedasien.info: Analysen - Politik & Recht - Indien: Pratibha Patil ist neue Prasidentin Indiens (27.07.2007)
Suddeutsche Zeitung: "Wahlen in Indien - Das ist ein massives Mandat" (17.05.2009)

Transparency International: Corruption Index 2010

UK Home Office: Country of Origin Report: India vom 21.09.2010

Unique Identification Authority of India: Unique identification project - Background (Website undatiert; Zugriff
09.05.2011)

US Department of State: Country Reports on Human Rights Practices - 2009 (Stand: 08.04.2011

b) Die vom Beschwerdefuhrer mit der Beschwerde in das Verfahren eingebrachten Informationen zur Lage in
Indien dienen ebenfalls als Beweismittel

ACCORD-ANnfrage vom 19.04.2010 mit Verweisen auf Asian Centre for

Human Rights: Torture in India 2010 (12.04.2010)

Freedom House: Freedom in the World 1010 (24.06.2010)

Human Rights Law Network: Indian Police (August 2009)

Human Rights Watch: Broken System, Dysfunction, Abuse und Impunity in the Indian Police (04.08.2009)
Human Rights Watch: World Report 2011 (24.01.2011)

Human Rights Watch: The Anti-Nationals (01.02.2011)

Immigration and Refugee Board, Canada: Judicial System (23.04.2009)

India Today: Death Sentence (17-.01.2011), USDOQOS (2010)].

Sachverhalt nach Beweiswirdigung

Der Asylgerichtshof stellt nach Wirdigung der unter Il.1 angefiihrten Beweismittel folgenden Sachverhalt
fest.Der Asylgerichtshof stellt nach Wirdigung der unter romisch zwei.1l angefiihrten Beweismittel folgenden
Sachverhalt fest.

Zur Person des Beschwerdefihrers

Die Identitat des Beschwerdefiihrers steht nicht fest. Er nennt sich XXXX, geb. XXXX. Er ist Staatsburger



Indiens und ledig. Seine Religion ist die der Sikhs. Der Beschwerdefiihrer lebte vor dem Verlassen seiner
Heimat in einem kleinen Dorf im Bundestaat Punjab, wo er von der Geburt an bis sechs Monate vor seiner
Ausreise aus Indien bei seinen GroReltern in einem Haushalt lebte. Danach lebte er in einer ungefahr 300 km
entfernten Stadt und zuletzt drei Monate in Mumbai.Die Identitat des Beschwerdefihrers steht nicht fest. Er
nennt sich romisch 40 , geb. romisch 40 . Er ist Staatsbiirger Indiens und ledig. Seine Religion ist die der
Sikhs. Der Beschwerdefuhrer lebte vor dem Verlassen seiner Heimat in einem kleinen Dorf im Bundestaat
Punjab, wo er von der Geburt an bis sechs Monate vor seiner Ausreise aus Indien bei seinen Grof3eltern in
einem Haushalt lebte. Danach lebte er in einer ungefahr 300 km entfernten Stadt und zuletzt drei Monate in
Mumbai.

Seine Mutter ist verstorben. Sein Vater lebt mit seiner zweiten Frau ebenfalls in dem Dorf. Der
Beschwerdefiihrer steht mit seinen Verwandten nach wie vor in telefonischem Kontakt.

Er besuchte in Indien keine Schule und verdiente seinen Lebensunterhalt mit Arbeiten in der Landwirtschaft
und zuletzt in einer Eisenwarenfabrik.

Der Beschwerdeflihrer ist in einem allgemein guten Gesundheitszustand und arbeitsfahig.

Der Beschwerdefiihrer lebt seit zwei Jahren in Osterreich. Er hat hier keine Verwandten und auch keine
sonstigen besonders intensiven sozialen Beziehungen. Er spricht nicht Deutsch und geht keiner (etwa
ehrenamtlichen) Beschaftigung nach.

Die Identitat des Beschwerdefihrers konnte mangels Dokumenten nicht festgestellt werden. Der
Herkunftsstaat steht jedoch insbesondere deshalb fest, weil der Beschwerdeflihrer eine der Landessprachen
spricht und Uber einschlagige Kenntnisse, zB. Uiber die Geografie Indiens, verfugt (ll.1 zur Person).Die ldentitat
des Beschwerdefiihrers konnte mangels Dokumenten nicht festgestellt werden. Der Herkunftsstaat steht
jedoch insbesondere deshalb fest, weil der Beschwerdefiihrer eine der Landessprachen spricht und Uber
einschlagige Kenntnisse, zB. Uber die Geografie Indiens, verfugt (rémisch zwei.1 zur Person).

Was die Bildung, die Berufserfahrung und die familiare Situation des Beschwerdeflihrers betrifft, so stitzt der
Asylgerichtshof seine Feststellungen ebenfalls auf die eigenen Angaben des Beschwerdeflihrers [Il.1 zur
Person].

Was den Gesundheitszustand und die Arbeitsfahigkeit des Beschwerdeflihrers betrifft, so sind im gesamten
Verfahren keine gesundheitlichen Beeintrachtigungen des Beschwerdefiihrers hervorgekommen und er hat
solche auch auf Aufforderung durch den Asylgerichtshof nicht vorgebracht.

Die Feststellungen zu seinem Leben in Osterreich ergeben sich aus dem eigenen Vorbringen des
Beschwerdefiihrers [ll.1 zu seinem Leben in Osterreich]. Dem Asylgerichtshof sind im Laufe des Verfahrens
keine Umstande bekannt geworden, die Anlass daflir gegeben hatten, eine mittlerweile abweichende
Sachlage zu vermuten und der Beschwerdefiihrer hat solche auch auf ausdriickliche Aufforderung durch den
Asylgerichtshof nicht vorgebracht.

Zum Reiseweg
Der Beschwerdefiihrer verlieR seinen Heimatort und reiste spatestens am 15.09.2011 illegal in Osterreich ein.

Die Feststellungen zum Fluchtweg und zum Fluchtzeitpunkt ergeben sich aus dem nur insoweit
glaubwiirdigen Vorbringen des Beschwerdefiihrers [Il.1 zum Reiseweg].

Zum behaupteten Fluchtgrund

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdefihrer im Heimatland von der Polizei verfolgt wurde,
weil er von Freunden der Beteiligung an der Verletzung eines Verwandten einer Abgeordneten bezichtigt
wurde.

Zu dieser Feststellung kommt der Asylgerichtshof aufgrund der vom Beschwerdefiihrer in dieser Hinsicht
getatigten Aussagen [Il.1 zum Fluchtgrund], die zwar nicht von auffallenden Widersprichlichkeiten
gekennzeichnet sind, jedoch inhaltlich insgesamt wenig liberzeugend erscheinen.



Hiezu ist zunachst festzustellen, dass der Beschwerdeflihrer kaum konkrete Angaben zu der behaupteten
Verfolgung durch die Polizei wegen eines falschen Verdachts gemacht hat.

Bezlglich des die behauptete Verfolgung ausldsenden Vorfalles, bei dem seine Freunde einen Verwandten
einer Abgeordneten angeschossen haben sollen, hat er nicht einmal angeben kénnen, wann sich dieser
ereignet haben soll. Auch wenn angesichts der geringen Bildung des Beschwerdeflihrers ganz genaue
Datumsangaben nicht erwartet werden mussten, ist doch davon auszugehen, dass er durch eine nahere
Beschreibung, beispielsweise der Wetterlage oder von anderen, im zeitlichen Zusammenhang stehenden
Ereignissen den Vorfallszeitpunkt einschranken konnte. Dies hat er jedoch nicht einmal versucht und lediglich
angegeben, der Vorfall habe sich im Februar oder Marz 2011 ereignet.

Der Beschwerdeflihrer beschrankte sich bei seinen Schilderungen zudem darauf zu behaupten, seine Freunde
hatten vor der Polizei angegeben, der Beschwerdeflhrer sei gemeinsam mit ihnen an einem Streit mit
Verletzungsfolge beteiligt gewesen. Einen Grund, weshalb seine Freunde dies hatten aussagen sollen, d.h.
welchen Vorteil sie sich davon hatten versprechen sollen, konnte er nicht anfihren. Darlber hinaus hat der
Beschwerdeflihrer selbst ausgesagt, der Verletzte habe angegeben, dass der Beschwerdeflhrer nicht am
Tatort gewesen sei.

In diesem Zusammenhang erscheint es nicht nachvollziehbar, weshalb die Polizei, die bereits am Tatort
tatsachlich Anwesende verhaftet gehabt haben soll, gerade den Beschwerdefihrer als Tatverdachtigen
suchen sollte.

Ebenso wenig ist dies vor dem Hintergrund von Entlastungsbeweisen wie der Zeitaufzeichnung der Fabrik
vorstellbar. Wie sich aus den Landerfeststellungen unter 11.2.4 ergibt, arbeitet die Polizei auch in Indien
insoweit professionell, da auch dort der Grundsatz der Unschuldsvermutung gilt und es somit wenig Sinn
macht, jemanden zu verfolgen, der nachweislich nicht der Tater sein kann.Ebenso wenig ist dies vor dem
Hintergrund von Entlastungsbeweisen wie der Zeitaufzeichnung der Fabrik vorstellbar. Wie sich aus den
Landerfeststellungen unter rémisch zwei.2.4 ergibt, arbeitet die Polizei auch in Indien insoweit professionell,
da auch dort der Grundsatz der Unschuldsvermutung gilt und es somit wenig Sinn macht, jemanden zu
verfolgen, der nachweislich nicht der Tater sein kann.

Dass ein Haftbefehl gegen ihn vorliege, hat der Beschwerdeflhrer auBerdem ausdrtcklich verneint. Dass sein
Foto verdffentlicht worden sei, hat er zwar (relativ spat in der Einvernahme) behauptet, aber auller der
Nennung des Namens der Tageszeitung keine ndheren Angaben dazu gemacht und nicht dargelegt, ob es
sich um einen Bericht oder - was vor dem genannten Hintergrund nicht anzunehmen ist -, um ein
Fahndungsfoto gehalten haben soll, womit es der belangten Behdrde und dem Asylgerichtshof nicht einmal
moglich war, das Beweismittel zu beschaffen. Allerdings sei in diesem Zusammenhang angemerkt, dass
dessen Beweiswert im Hinblick auf die behauptete Verfolgung ohnehin eher gering ware. Zudem hat sich der
Beschwerdefuhrer nicht einmal bemiht oder auch nur angeboten, zB. eine Kopie von seinen GroReltern zu
beschaffen, obwohl diese angeblich Uber eine solche verfligen, und der Beschwerdeflhrer seinen eigenen
Angaben zufolge mit seiner Familie in Indien in regelmaligem Kontakt steht.

SchlieBlich hat der Beschwerdefuhrer keine konkreten Hinweise gegeben, dass die Abgeordnete auf die
Polizei oder die Justiz tatsachlich Einfluss genommen hat, sondern er hat dies lediglich in den Raum gestellt.

Zur relevanten Situation in Indien

Indien ist ein demokratischer Rechtsstaat mit einem Mehrparteien-System ist, in dem sich die Opposition
ungehindert betatigen kann.

In Indien lebt ca. ein Viertel der Bevdlkerung unter dem von den Vereinten Nationen veranschlagten
Existenzminimum. Sofern es nicht zu auRergewdhnlichen Naturkatastrophen kommt, ist eine das Uberleben
sichernde Grundversorgung auch der untersten Schichten der Bevoélkerung grundsatzlich sichergestellt.

Die politische Lage in der Heimatprovinz des Beschwerdeflhrers, dem Punjab, ist gegenwartig stabil und
terroristische Aktivitaten kommen nur mehr ganz vereinzelt vor. Nachdem der Terrorismus im Punjab, der die
Unabhangigkeit von "Khalistan" erreichen wollte, in den 1980er Jahren niedergeschlagen wurde, ist politische
Gewalt dort seit 2000 nahezu vollstandig zum Erliegen gekommen.



Die den Anliegen der Sikh-Bevdlkerung nahestehende "Akali Dal"-Partei hat sich zu einer herkdémmlichen
politischen Partei entwickelt, die im Punjab an der Regierung beteiligt ist. Seit 2007 stellt sie im Punjab den
Ministerprasidenten.

Indien verfigt grundsatzlich Uber eine funktionierende Justiz, wenn es auch verbreitet zu langen
Verfahrensdauern sowie zu Féllen von Korruption und rechtswidrigen Ubergriffen von Polizeikraften kommt.

Folter ist in Indien verboten, und die so erlangten Aussagen sind vor Gericht nicht zulassig, werden aber
dennoch vorgenommen. Die meisten Falle von Folter werden aus den Krisenregionen gemeldet.

Man wird allenfalls, so den indischen Grenzbehérden dieser Umstand uberhaupt bewusst ist, einer
Uberpriifung der Daten im Hinblick auf eine unionsweite Suchliste fiir Personen, die im Verdacht
schwerwiegender Delikte, insbesondere im Zusammenhang mit terroristischen Akten stehen, unterzogen.

In Indien besteht im gesamten Staatsgebiet Niederlassungsfreiheit. Es gibt kein funktionierendes
flachendeckendes staatliches Meldesystem. Mit Ausnahme von exponierten Verdachtigen, welche auf einer
landesweiten Suchliste stehen, ist es vor dem Hintergrund der in Indien herrschenden Niederlassungsfreiheit
und aufgrund des Fehlens eines Meldewesens maoglich, sich in einem anderen Landesteil niederzulassen und
dort unerkannt zu leben.

Diese Sachverhaltsfeststellungen ergeben sich unmittelbar aus den vom Bundesasylamt als Beweismittel
herangezogenen Landerberichten [Il.1.2 zu a) und b)]. Die dazu herangezogenen Quellen erscheinen dem
Asylgerichtshof hinreichend serids, ausgewogen und inhaltlich aktuell.

Dem Asylgerichtshof sind, auch nach Sichtung aktuellerer Quellen, insbesondere
US Department of State: Country Reports on Human Rights Practices - 2012 (Stand: 19.04.2013) sowie

Deutsches Auswartiges Amt, Bericht "Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien
(Juli 2012) - jeweils mwN

keine entscheidungsrelevanten Anderungen bekannt, die eine andere Sachverhaltsfeststellung in dieser
Hinsicht erforderlich gemacht hatten.

Der Asylgerichtshof hat erwogen:
Anwendbares Recht

GemaR §§ 73 Abs. 1 und 75 AsyIG ist dieses Gesetz auf Antrage auf internationalen Schutz anzuwenden, die
ab dem 01.01.2006 gestellt wurden. Daraus folgt, dass flr das gegenstandliche Verfahren diese
Gesetzesfassung anzuwenden war. Gemal Paragraphen 73, Absatz eins und 75 AsylG ist dieses Gesetz auf
Antrage auf internationalen Schutz anzuwenden, die ab dem 01.01.2006 gestellt wurden. Daraus folgt, dass
flr das gegenstandliche Verfahren diese Gesetzesfassung anzuwenden war.

Zulassigkeit der Beschwerde

Die Beschwerde ist zuldssig, da sie fristgerecht erhoben wurde und auch keine sonstigen Bedenken gegen
ihre Zulassigkeit bestehen.

RechtmaRBigkeit des Verfahrens vor dem Bundesasylamt
Der Asylgerichtshof stellt zunachst fest, dass das Verwaltungsverfahren rechtmaBig durchgeflhrt wurde.

Der Beschwerdefihrer wurde durch die Erstbefragung und seine Einvernahme mit vorhergehender
Rechtsberatung - alle jeweils unter Zuhilfenahme geeigneter Dolmetscher - ausreichend rechtliches Gehdér
gewahrt.

Es lag auf Seiten des Bundesasylamtes auch kein Versto8 gegen den Grundsatz der amtswegigen Ermittlung
gemal § 18 Abs. 1 AsylG vor, da der Beschwerdeflhrer ausweislich der Einvernahmeprotokolle ausreichend
zu seinen Fluchtgrinden befragt wurde und ihm die im Bescheid verwendeten Landerberichte zur
Stellungnahme vorgelegt wurden.Es lag auf Seiten des Bundesasylamtes auch kein Versto gegen den


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/18

Grundsatz der amtswegigen Ermittlung gemaR Paragraph 18, Absatz eins, AsylG vor, da der
Beschwerdeflihrer ausweislich der Einvernahmeprotokolle ausreichend zu seinen Fluchtgrinden befragt
wurde und ihm die im Bescheid verwendeten Landerberichte zur Stellungnahme vorgelegt wurden.

Insoweit der Beschwerdeflihrer die rasche Entscheidungsfindung des Bundesasylamts nach der Einvernahme
moniert, weist der Asylgerichtshof darauf hin, dass aus einer solchen nicht per se auf eine oberflachliche
Prifung des Antrags geschlossen werden kann und nicht ersichtlich ist, worin hiebei ansonsten ein Nachteil
zu Lasten des Beschwerdefiihrers gelegen haben kénnte.

Gewahrung von Asyl (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides)Gewahrung von Asyl (Spruchpunkt
romisch eins. des angefochtenen Bescheides):

Inhalt und Auslegung von § 3 Abs. 1 AsylGInhalt und Auslegung von Paragraph 3, Absatz eins, AsylG

GemaR § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates
zurlickzuweisen ist, der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention droht. GemaR
Paragraph 3, Absatz eins, Asy|G ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates
zurlickzuweisen ist, der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Flichtlingskonvention
droht.

FlGchtling im Sinne des AsylG ist demnach, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
infolge obiger Umstande auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zuriickzukehren.

GemaR § 11 Abs. 1 AsylG ist der Antrag auf Asyl abzuweisen, wenn in einem Teil des Herkunftsstaates des
Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des
Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden kann und dem Asylwerber zugemutet werden
kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn in
Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung aus den in der GFK
niedergelegten Griinden vorliegen kann.Gemall Paragraph 11, Absatz eins, AsylG ist der Antrag auf Asyl
abzuweisen, wenn in einem Teil des Herkunftsstaates des Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren,
die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet
werden kann und dem Asylwerber zugemutet werden kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche
Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung aus den in der GFK niedergelegten Grinden vorliegen kann.

Zentraler Aspekt des Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung.
Wohlbegriindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn er im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers
und unter Berulcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. VWGH vom
22.12.1999, ZI.99/01/0334; vom 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; vom 25.01.2001, ZI.2001/20/0011). Es
kommt mithin nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich
firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden
firchten wirde.Zentraler Aspekt des Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor
Verfolgung. Wohlbegrindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn er im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers und unter Berlicksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist
vergleiche VWGH vom 22.12.1999, ZI. 99/01/0334; vom 21.12.2000, ZI. 2000/01/0131; vom 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011). Es kommt mithin nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation
tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus
Konventionsgriunden furchten wirde.
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Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persdnliche
Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rickkehr in das Land des
vorigen Aufenthaltes zu begrinden.

Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen
Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Madglichkeit einer Verfolgung genugt nicht (vgl. VWGH vom
21.12.2000, ZI.2000/01/0131; vom 25.01.2003, ZI.2001/20/0011).Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte
Moglichkeit einer Verfolgung genligt nicht vergleiche VwGH vom 21.12.2000, ZI. 2000/01/0131; vom
25.01.2003, ZI. 2001/20/0011).

FUr eine wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen
gesetzt worden sind; er ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befurchten sind
(vgl. VWGH vom 26.02.1997, ZI. 95/01/0454; vom 09.04.1997, ZI. 95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr -
Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VWGH vom
18.04.1996, ZI. 95/20/0239; vom 16.02.2000, ZI. 99/01/0097), sondern erfordert eine Prognose.
Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, kdnnen jedoch im Rahmen dieser
Prognose ein wesentliches Indiz fur eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. VwGH vom 09.03.1999, ZI.
98/01/0318).Fir eine wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung ist es nicht erforderlich, dass bereits
Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; er ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche
Handlungen zu beflirchten sind vergleiche VWGH vom 26.02.1997, ZI. 95/01/0454; vom 09.04.1997, ZI.
95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf
vergangene Ereignisse vergleiche VWGH vom 18.04.1996, ZI. 95/20/0239; vom 16.02.2000, ZI. 99/01/0097),
sondern erfordert eine Prognose. Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind,
kénnen jedoch im Rahmen dieser Prognose ein wesentliches Indiz fir eine Verfolgungsgefahr sein vergleiche
VwGH vom 09.03.1999, ZI. 98/01/0318).

Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid
erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit malgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Griinden zu befirchten habe (vgl. VwWGH vom 09.03.1999,
Z1.98/01/0318; vom 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr
sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose
abzustellen, ob der Asylwerber mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Griinden
zu befirchten habe vergleiche VwWGH vom 09.03.1999, ZI. 98/01/0318; vom 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK
nennt (vgl. VwGH vom 09.09.1993, ZI. 93/01/0284; vom 15.03.2001, ZI. 99/20/0128); er muss Ursache dafur
sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen
Aufenthaltes befindet.Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Artikel
eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt vergleiche VwWGH vom 09.09.1993, ZI. 93/01/0284; vom 15.03.2001, ZI.
99/20/0128); er muss Ursache daflir sein, dass sich der Asylwerber aullerhalb seines Heimatlandes bzw. des
Landes seines vorherigen Aufenthaltes befindet.

Besteht fir den Asylwerber die Mdoglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine
Verfolgung zu befirchten hat, Aufenthalt zu nehmen, so liegt eine inlandische Fluchtalternative vor, welche
die Asylgewahrung ausschliet (vgl. VWGH vom 24.03.1999, ZI. 98/01/0352).Besteht flur den Asylwerber die
Moglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu beflirchten hat, Aufenthalt
zu nehmen, so liegt eine inlandische Fluchtalternative vor, welche die Asylgewahrung ausschliel3t vergleiche
VwGH vom 24.03.1999, ZI. 98/01/0352).

Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein (vgl. VWGH vom 16.06.1994, ZI. 94/19/0183; vom 18.02.1999, ZI.98/20/0468).Die
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein vergleiche VWGH vom 16.06.1994, ZI. 94/19/0183; vom 18.02.1999, ZI. 98/20/0468).
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Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH vom 28.03.1995, ZI.
95/19/0041; VwWGH vom 27.06.1995, ZI.94/20/0836; VWGH vom 23.07.1999, ZI.99/20/0208; VWGH vom
21.09.2000, ZI.99/20/0373; VwGH vom 26.02.2002, ZI.99/20/0509 mwN; VwGH vom 12.09.2002, ZI.
99/20/0505 sowie VWGH vom 17.09.2003, ZI.2001/20/0177) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann
relevant, wenn er unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden der GFK) gesetzt worden ist, sondern
auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu
unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - wirden er von staatlichen
Organen gesetzt - asylrelevant waren.Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
vergleiche VwWGH vom 28.03.1995, ZI. 95/19/0041; VwGH vom 27.06.1995, ZI.94/20/0836; VWGH vom
23.07.1999, ZI. 99/20/0208; VWGH vom 21.09.2000, ZI.99/20/0373; VWGH vom 26.02.2002, ZI. 99/20/0509
mwN; VwWGH vom 12.09.2002, ZI. 99/20/0505 sowie VwGH vom 17.09.2003, ZIl.2001/20/0177) ist eine
Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn er unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden
der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist,
Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern
diese Handlungen - wlrden er von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren.

Fir einen Verfolgten macht es namlich keinen Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben
Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht
ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen,
dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewahren (vgl. VWGH vom
26.02.2002, ZI. 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht méglich bzw. im Hinblick auf seine
wohlbegrindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VWGH vom
22.03.2000, ZI. 99/01/0256).Fur einen Verfolgten macht es namlich keinen Unterschied, ob er auf Grund
staatlicher Verfolgung mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm
dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht
und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete
Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu
gewahren vergleiche VWGH vom 26.02.2002, ZI. 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht
moglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegriindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines
Heimatlandes zu bedienen vergleiche VwWGH vom 22.03.2000, ZI. 99/01/0256).

Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann mithin nur dann zur Asylgewahrung fiihren, wenn er von
staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden
kann (vgl. VWGH vom 22.03.2003, ZI. 99/01/0256 mwN).Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann
mithin nur dann zur Asylgewahrung flihren, wenn er von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden
Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann vergleiche VwWGH vom 22.03.2003, ZI.
99/01/0256 mwN).

Fir die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist
nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine
Staatsgewalt besteht" (vgl. VwWGH vom 22.03.2000, ZI. 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der
von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Grinden) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen -
asylrelevante Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit maBgeblicher Wahrscheinlichkeit
zu erwarten hat (vgl. VWGH vom 22.03.2000, ZI. 99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, "The Refugee in
International Law"? [1996] 73; weiters VWGH vom 26.02.2002, ZI. 99/20/0509 mwN sowie VwGH vom
20.09.2004, ZI.2001/20/0430).Fur die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht -
unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur
Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht" vergleiche VwWGH vom 22.03.2000, ZI.
99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Griinden)
verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser
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Verfolgung mit maBgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat vergleiche VwWGH vom 22.03.2000, ZI.
99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, "The Refugee in International Law"? [1996] 73; weiters VWGH vom
26.02.2002, ZI. 99/20/0509 mwN sowie VWGH vom 20.09.2004, ZI.2001/20/0430).

Anwendung des § 3 Abs. 1 AsylG auf den vorliegenden SachverhaltAnwendung des Paragraph 3, Absatz eins,
AsylG auf den vorliegenden Sachverhalt

Das Bundesasylamt hat zu Recht erkannt, dass dem Beschwerdefiihrer kein Recht auf Asyl gemal § 3 AsylG
2005 zusteht, da er kein Fllichtling gemal Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK ist. Es liegt namlich in seine
Person keine wohlbegrindeter Furcht vor, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung unmittelbar von staatlicher Seite oder von
privater Seite ohne Aussicht auf staatlichen Schutz verfolgt zu werden.Das Bundesasylamt hat zu Recht
erkannt, dass dem Beschwerdeflihrer kein Recht auf Asyl gemaR Paragraph 3, AsylG 2005 zusteht, da er kein
FlGichtling gemaB Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK ist. Es liegt namlich in seine Person keine
wohlbegrindeter Furcht vor, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung unmittelbar von staatlicher Seite oder von
privater Seite ohne Aussicht auf staatlichen Schutz verfolgt zu werden.

Aus dem oben unter 11.2.3 festgestellten Sachverhalt ergibt sich namlich, dass nicht erwiesen ist, dass der
Beschwerdeflihrer schon zum fiir seine Flucht maRgeblichen Zeitpunkt von der Polizei verfolgt wurde, weil er
von Freunden der Beteiligung an der Verletzung des Verwandten einer Abgeordneten bezichtigt worden
war.Aus dem oben unter romisch zwei.2.3 festgestellten Sachverhalt ergibt sich namlich, dass nicht erwiesen
ist, dass der Beschwerdeflihrer schon zum fir seine Flucht maRgeblichen Zeitpunkt von der Polizei verfolgt
wurde, weil er von Freunden der Beteiligung an der Verletzung des Verwandten einer Abgeordneten
bezichtigt worden war.

Es ist auch nicht ersichtlich, dass er nunmehr bei einer Rickkehr einer Verfolgung aus dem behaupteten oder
aus einem anderen Grunde ausgesetzt sein kdonnte.

Einer Beurteilung, ob die Verfolgung mit einem der in der GFK niedergelegten Grinden in Zusammenhang
stehen kénnte, bedarf es daher nicht.

Eine etwaige Furcht des Beschwerdeflihrers, es kdnne ihm bei seiner Rickkehr eine asylrelevante Verfolgung
drohen, erscheint dem Asylgerichtshof daher nicht als "wohlbegriindet" im Sinne der maflgeblichen
Rechtsgrundlagen und deren Auslegung durch die Judikatur.

Gewahrung von Subsidiarem Schutz (Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides)Gewahrung von
Subsidiarem Schutz (Spruchpunkt rémisch zwei. des angefochtenen Bescheides)

Inhalt und Auslegung von § 8 Abs. 1 AsylGInhalt und Auslegung von Paragraph 8, Absatz eins, AsylG

Gemal § 8 Abs. 1 AsylG ist der Status des subsidiar Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in
Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt
worden ist, wenn eine Zurickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder
Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wirde.Gemall Paragraph 8, Absatz eins, AsylG ist der Status des subsidiar
Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird,
oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine Zurtickweisung, Zurtickschiebung
oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2,
EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wuirde oder fur ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschitzt. Gemals Art. 3 EMRK
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darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen
werden. Die Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur EMRK betreffen die Abschaffung der Todesstrafe. Gemaf Artikel 2,
EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschitzt. GemaR Artikel 3, EMRK darf
niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.
Die Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur EMRK betreffen die Abschaffung der Todesstrafe.

GemalR § 11 Abs. 1 AsylG ist der Antrag auf subsidiaren Schutz abzuweisen, wenn in einem Teil des
Herkunftsstaates des Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen
wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden kann und dem Asylwerber
zugemutet werden kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist
gewahrleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates die Voraussetzungen fir den subsidiaren
Schutz vorliegen.GemaR Paragraph 11, Absatz eins, AsylG ist der Antrag auf subsididren Schutz abzuweisen,
wenn in einem Teil des Herkunftsstaates des Asylwerbers vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den
Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden
kann und dem Asylwerber zugemutet werden kann, sich in diesem Teil aufzuhalten (innerstaatliche
Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates die
Voraussetzungen flr den subsidiaren Schutz vorliegen.

Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu den Vorgangerbestimmungen des § 8 Abs. 1 AsylG
knUpft im Wesentlichen inhaltsgleichen Vorgangerbestimmungen an, sodass. auf diese Rechtsprechung
zurlckgegriffen werden kann (vgl. VwGH vom 16.07.2003, ZI. 2003/01/0059 sowie VWGH vom 19.02.2004, ZI.
99/20/0573).Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu den Vorgangerbestimmungen des
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG knupft im Wesentlichen inhaltsgleichen Vorgangerbestimmungen an, sodass.
auf diese Rechtsprechung zuriickgegriffen werden kann vergleiche VwWGH vom 16.07.2003, ZI. 2003/01/0059
sowie VWGH vom 19.02.2004, ZI. 99/20/0573).

Was insbesondere die mdgliche Verletzung von Art. 3 EMRK durch Abschiebung eines Antragstellers in seinen
Heimatstaat betrifft, ergibt sich aus der Judikatur, dass die bloBe Mdoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, nicht gentigt, um seine
Abschiebung in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte
daflir vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (vgl. VWGH vom
27.02.2001, ZI.98/21/0427; VwGH vom 20.06.2002, ZI.2002/18/0028; VwGH vom 19.02.2004, ZI.
99/20/0573 sowie VWGH vom 17.12.2003,2000/20/0208).Was insbesondere die mdgliche Verletzung von
Artikel 3, EMRK durch Abschiebung eines Antragstellers in seinen Heimatstaat betrifft, ergibt sich aus der
Judikatur, dass die bloRBe Mdglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem
Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, nicht genligt, um seine Abschiebung in diesen Staat als
unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte daflir vorliegen, dass gerade der
Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde vergleiche VWGH vom 27.02.2001, ZI. 98/21/0427;
VwGH vom 20.06.2002, ZI.2002/18/0028; VwGH vom 19.02.2004, ZI.99/20/0573 sowie VwGH vom
17.12.2003, 2000/20/0208).

Bezugspunkt der Prifung unter den Aspekten des Art. 3 EMRK ist die Aufenthaltsbeendigung durch Osterreich
unter dem Gesichtspunkt der Risiken, denen der Betroffene damit ausgesetzt wird (vgl. VWGH vom
19.02.2004, ZI.99/20/0573, mit Hinweisen auf Vorjudikatur, sowie VwGH vom 31.03.2005, ZI.
2002/20/0582)."Bezugspunkt der Priufung unter den Aspekten des Artikel 3, EMRK ist die
Aufenthaltsbeendigung durch Osterreich unter dem Gesichtspunkt der Risiken, denen der Betroffene damit
ausgesetzt wird vergleiche VwWGH vom 19.02.2004, ZI. 99/20/0573, mit Hinweisen auf Vorjudikatur, sowie
VwGH vom 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582)."

Die Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen und die drohende Mallnahme muss von einer
bestimmten Intensitat sein und ein Mindestmall an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des
Art. 3 EMRK zu gelangen. (vgl. z.B. VwWGH vom 26.06.1997, ZI. 95/21/0294; VwGH vom 25.01.2001, ZI.
2000/20/0438 sowie VwGH vom 30.05.2001, ZI.97/21/0560).Die Gefahr muss sich auf das gesamte
Staatsgebiet beziehen und die drohende MaBnahme muss von einer bestimmten Intensitat sein und ein
MindestmaR an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikel 3, EMRK zu gelangen.
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vergleiche z.B. VWGH vom 26.06.1997, ZI. 95/21/0294; VwGH vom 25.01.2001, ZI. 2000/20/0438 sowie VWGH
vom 30.05.2001, ZI. 97/21/0560).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat
abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehoren -
, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte ausgesetzt ware, so
kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. VwWGH vom 08.06.2000, ZI.
99/20/0203).Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen
Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevolkerungsgruppe oder Blrgerkriegspartei
anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, EMRK gewahrleisteten Rechte
ausgesetzt ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen vergleiche
VwGH vom 08.06.2000, ZI. 99/20/0203).

Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind
nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (vgl. VwWGH vom 21.08.2001,
Z |1 .2000/01/0443, VwGH vom  26.02.2002, ZI.99/20/0509, VwGH vom 22.08.2006, ZI.
2005/01/0728).Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten
"Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an
vergleiche VwWGH vom 21.08.2001, ZI. 2000/01/0443, VwWGH vom 26.02.2002, ZI.99/20/0509, VwWGH vom
22.08.2006, ZI. 2005/01/0728).

Ereignisse, die bereits langere Zeit zurlickliegen, sind nur geeignet, die Feststellung nach dieser
Gesetzesstelle zu tragen, wenn besondere Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert
geben (vgl. VwGH vom 14.10.1998, ZI.98/01/0122 sowie VwGH vom 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011).Ereignisse, die bereits langere Zeit zurlickliegen, sind nur geeignet, die Feststellung nach
dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn besondere Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen
Stellenwert geben vergleiche VwGH vom 14.10.1998, ZI.98/01/0122 sowie VwGH vom 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011).

Anwendung des § 8 Abs. 1 AsylG auf den festgestellten SachverhaltAnwendung des Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG auf den festgestellten Sachverhalt

Das Bundesasylamt hat zu Recht erkannt, dass der Beschwerdeflihrer kein Recht auf subsidiaren Schutz
gemal § 8 Abs. 1 AsylG zusteht.Das Bundesasylamt hat zu Recht erkannt, dass der Beschwerdefiihrer kein
Recht auf subsidiaren Schutz gemaR Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zusteht.

Der Asylgerichtshof ist der Ansicht, dass im Fall der Verbringung des Beschwerdeflihrers in seinen
Herkunftsstaat weder Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) noch Art. 3 EMRK (Verbot der Folter oder
unmenschlichen Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 (Uber die Abschaffung der Todesstrafe
verletzt wird. Es bestehen namlich keine Hinweise auf Umstande, die eine Abschiebung aus den genannten
Grinden unzulassig machen kénnte.Der Asylgerichtshof ist der Ansicht, dass im Fall der Verbringung des
Beschwerdefuhrers in seinen Herkunftsstaat weder Artikel 2, EMRK (Recht auf Leben) noch Artikel 3, EMRK
(Verbot der Folter oder unmenschlichen Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 Uber die
Abschaffung der Todesstrafe verletzt wird. Es bestehen namlich keine Hinweise auf Umstande, die eine
Abschiebung aus den genannten Griinden unzulassig machen kénnte.

Dazu ist zum einen festzustellen, dass, auch wenn die Menschenrechtslage in Indien, insbhesondere was die
Arbeitsweise der Sicherheitsbehérden betrifft, weiterhin von UnregelmaBigkeiten gekennzeichnet ist, sich
daraus keine den Beschwerdeflhrer konkret betreffende Gefahr herleiten lasst.

Es kann namlich zwar nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdefiuhrer im Falle der Ruckkehr nach
Indien Gefahr lauft, Opfer willkirlicher Verhaftungen durch Sicherheitskrafte zu werden, doch ist die
diesbezligliche Wahrscheinlichkeit - mangels jedweder Hinweise auf besondere Gefahrdungsumstande in der
Person des Beschwerdefluhrers - eher gering. Aus dem unter 11.2.4 festgestellten Sachverhalt ergibt sich
namlich nicht, dass Ubergriffe der genannten Art in Indien derart verbreitet sind, dass man dieser Gefahr
kaum entkommen kann.Es kann namlich zwar nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdeflihrer im
Falle der Ruckkehr nach Indien Gefahr lauft, Opfer willkirlicher Verhaftungen durch Sicherheitskrafte zu
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werden, doch ist die diesbezligliche Wahrscheinlichkeit - mangels jedweder Hinweise auf besondere
Gefahrdungsumstande in der Person des Beschwerdeflhrers - eher gering. Aus dem unter romisch zwei.2.4
festgestellten Sachverhalt ergibt sich ndmlich nicht, dass Ubergriffe der genannten Art in Indien derart
verbreitet sind, dass man dieser Gefahr kaum entkommen kann.

Es ist zum anderen auch nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeflihrer nach seiner Rickkehr in ihm
Heimatland in eine derart ausweglose Lebenssituation geraten kénnte, dass dies einer unmenschlichen
Behandlung gleichkdme oder sein Leben aus irgendeinem sonstigen Grunde gefahrdet ware.

Wie sich aus dem oben unter 11.2.1 festgestellten Sachverhalt ergibt, arbeitete der Beschwerdefihrer namlich
vor seiner Ausreise aus Indien in der Landwirtschaft und in einer Eisenwarenfabrik und war mit dem
Einkommen in der Lage, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten.Wie sich aus dem oben unter rémisch zwei.2.1
festgestellten Sachverhalt ergibt, arbeitete der Beschwerdefuhrer namlich vor seiner Ausreise aus Indien in
der Landwirtschaft und in einer Eisenwarenfabrik und war mit dem Einkommen in der Lage, seinen
Lebensunterhalt zu bestreiten.

Der Beschwerdefihrer ist weiters als gesund anzusehen und kénnte daher nach seiner Ruckkehr nach Indien
grundsatzlich einer Beschaftigung nachgehen, die ihm den Lebensunterhalt sichert.

Ausweisung aus dem  Osterreichischen  Staatsgebiet (Spruchpunkt Ill. des angefochtenen
Bescheides)Ausweisung aus dem Osterreichischen Staatsgebiet (Spruchpunkt rémisch drei. des
angefochtenen Bescheides)

Inhalt und Auslegung von § 10 AsylGInhalt und Auslegung von Paragraph 10, AsylG

Gemall§ 10 Abs. 1 Z. 2 AsylG ist eine Entscheidung nach dem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird.Gemaf
Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG ist eine Entscheidung nach dem Bundesgesetz mit einer
Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten
abgewiesen wird.

GemaR § 10 Abs. 2 AsylG sind Ausweisungen nach Abs. 1 leg. cit. unzulassig, wennGemaR Paragraph 10,
Absatz 2, AsylG sind Ausweisungen nach Absatz eins, leg. cit. unzulassig, wenn

dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf diese Bundesgesetz gestlutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu berlcksichtigendiese
eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden
rechtmaRig war;

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

die Schutzwdirdigkeit des Privatlebens;

der Grad der Integration;

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

die strafrechtliche Unbescholtenheit;

VerstoRe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrecht;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzégerungen begrindet ist.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme gemaR§ 10 Abs. 2 AsylG 2005 ist demnach u.a. zu
prufen, ob die Ausweisung einen Eingriff in das Privat- oder Familienleben des Beschwerdeflhrers darstellen
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wirde (Art. 8 Abs. 1 EMRK).Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme gemall Paragraph 10,
Absatz 2, AsylG 2005 ist demnach u.a. zu prifen, ob die Ausweisung einen Eingriff in das Privat- oder
Familienleben des Beschwerdefiihrers darstellen wirde (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Nach der Judikatur des EGMR und des Verfassungsgerichtshofes hat dies insbesondere im Fall von Fremden
zu erfolgen, die sich - wenn auch illegal - bereits relativ lange Zeit im Aufnahmestaat aufhalten (Moustaquim
EGMR 18.02.1991 Nr. 12.313/86; Yildiz EGMR 31.10.2002 Nr. 37.295/97; Jakupovic EGMR 06.02.2003 Nr.
36.757/97; Maslov EGMR 23.06.2008 Nr. 1638/03 und VfSIg 8792; 15.400; 15.460; 16.182; 16.702; 1684).

Was den Schutz des Familienlebens betrifft, so ist nach der Judikatur des EGMR das Vorliegen eines
"effektives Familienleben" nachzuweisen, das sich in der Fihrung eines gemeinsamen Haushalts, dem
Vorliegen eines Abhangigkeitsverhaltnisses oder eines speziell engen, tatsachlich gelebten Bandes zu auRern
hat (vgl. EGMR 13. 6. 1979 Nr. 6833/74 Serie A 31). Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst
nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere
verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensitat erreichen.Was den
Schutz des Familienlebens betrifft, so ist nach der Judikatur des EGMR das Vorliegen eines "effektives
Familienleben" nachzuweisen, das sich in der Fiihrung eines gemeinsamen Haushalts, dem Vorliegen eines
Abhangigkeitsverhaltnisses oder eines speziell engen, tatsachlich gelebten Bandes zu auRern hat vergleiche
EGMR 13. 6. 1979 Nr. 6833/74 Serie A 31). Der Begriff des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK umfasst nicht
nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere
verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensitat erreichen.

Das Recht auf Achtung des Privatlebens schiitzt dariber hinaus, unabhangig davon, ob der Auszuweisende
im Aufnahmestaat Uber familiare Bindungen verfligt, grundsatzlich die personlichen, sozialen und
wirtschaftlichen Beziehungen, die flir das Leben eines jeden Menschen konstitutiv sind, und zwar auch vor
Stérung durch fremdenpolizeiliche MaBnahmen (zB. Sisojeva ua EGMR 16.06.2005 Nr. 60654/00 und VfSlg
10.737, 11.455, 14.547; VfGH 22.02.1999, B 940/98).

Ein weiterer wesentlicher Punkt, der grundsatzlich in allen Ausweisungsfallen zu berlcksichtigen ist, ist der
gesundheitliche Zustand des Auszuweisenden (vgl. etwa Bensaid EGMR 06.02.2001 Nr. 44599/98).Ein
weiterer wesentlicher Punkt, der grundsatzlich in allen Ausweisungsfallen zu bericksichtigen ist, ist der
gesundheitliche Zustand des Auszuweisenden vergleiche etwa Bensaid EGMR 06.02.2001 Nr. 44599/98).

Ein Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Austibung der Rechte aus Art. 8 Abs. 1 EMRK ist gemafld Art. 8
Abs. 2 EMRK jedoch statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Manahme darstellt,
die in einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren
Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer
erfolgt und verhaltnismaRBig ist.Ein Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Auslibung der Rechte aus Artikel
8, Absatz eins, EMRK ist gemaR Artikel 8, Absatz 2, EMRK jedoch statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich
vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der
Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erfolgt und verhaltnismaRig ist.

Art. 8 EMRK verpflichtet einen Staat also nicht, die Wahl eines Einwanderers zur Wohnsitznahme in seinem
Land zu respektieren bzw. eine Familienwiedervereinigung in seinem Gebiet zuzulassen. Es sind bei der
Abwagung vielmehr alle besonderen Faktoren des Einzelfalls zu beachten, wie zB. das AusmaR eines effektiv
gefUhrten Familienlebens, das AusmaR der Bindungen an den betreffenden Staat, uniberwindbare
Hindernisse, das Familienleben im Herkunftsstaat zu filhren, mehrere Ubertretungen des
Einwanderungsrechts oder strafrechtliche Vorverurteilungen. Ein anderer wichtiger Gesichtspunkt ist die
Frage, ob das Familienleben zu einer Zeit aufgenommen wurde, in der die Aufrechterhaltung des
Familienlebens im Gastland von Vornherein ungewiss war (vgl. u.a. EGMR Darren Omoregie 31.07.2008 Nr.
265/07; Rodrigues da Silva und Hoogkamer EGMR 30.01.2006 Nr. 50.435/99; Sarumi EGMR 26.01.1999 Nr.
43.279/98; EGMR 22. 5. 1999 Sheabashov Nr. 50065/99; EGMR 07.04.2009 Cherif u. a. Nr. 1860/07). Artikel 8,
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EMRK verpflichtet einen Staat also nicht, die Wahl eines Einwanderers zur Wohnsitznahme in seinem Land zu
respektieren bzw. eine Familienwiedervereinigung in seinem Gebiet zuzulassen. Es sind bei der Abwagung
vielmehr alle besonderen Faktoren des Einzelfalls zu beachten, wie zB. das AusmaR eines effektiv gefuhrten
Familienlebens, das Ausmal der Bindungen an den betreffenden Staat, uniberwindbare Hindernisse, das
Familienleben im Herkunftsstaat zu fihren, mehrere Ubertretungen des Einwanderungsrechts oder
strafrechtliche Vorverurteilungen. Ein anderer wichtiger Gesichtspunkt ist die Frage, ob das Familienleben zu
einer Zeit aufgenommen wurde, in der die Aufrechterhaltung des Familienlebens im Gastland von Vornherein
ungewiss war vergleiche u.a. EGMR Darren Omoregie 31.07.2008 Nr. 265/07; Rodrigues da Silva und
Hoogkamer EGMR 30.01.2006 Nr. 50.435/99; Sarumi EGMR 26.01.1999 Nr. 43.279/98; EGMR 22. 5. 1999
Sheabashov Nr. 50065/99; EGMR 07.04.2009 Cherif u. a. Nr. 1860/07).

GemalR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, welche die Einreise und den
Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Ordnung ein hoher Stellenwert zu (vgl. zB. VwGH vom 16.01.2001, ZI.2000/18/0251).GemaR der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, welche die Einreise und den Aufenthalt
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung ein
hoher Stellenwert zu vergleiche zB. VwWGH vom 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251).

Dem vorlaufigen Aufenthaltsrecht nach dem Asylgesetz wird auch nach Jahren des Aufenthalts weniger Wert
beigemessen als anderen Aufenthaltstiteln nach dem Ubrigen Fremdenrecht (VfGH 17.03.2005, G 78/04 und
VwWGH 26. 6. 2007, 2007/01/0479).

GemaR Abs. 3 ist, wenn die Durchfiihrung der Ausweisung aus Griinden, die in der Person des Asylwerbers
liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, die Durchfliihrung
fir die notwendige Zeit aufzuschieben.GemaR Absatz 3, ist, wenn die Durchfiihrung der Ausweisung aus
Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und
diese nicht von Dauer sind, die Durchfihrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.

Zur Auslegung von Art. 3 EMRK kann auf die Ausfuhrungen unter Punkt Ill.5.1 verwiesen werdenZur
Auslegung von Artikel 3, EMRK kann auf die Ausfihrungen unter Punkt rémisch drei.5.1 verwiesen werden.

GemaR Abs. 5 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemall § 10 Abs. 2 Z. 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens
auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloB voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (8§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfligen, unzulassig ware.Gemal Absatz
5, ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese
gemal Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens
auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloB voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfugen,
unzulassig ware.

Gemall Abs. 6 bleiben Ausweisungen nach Abs. 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden
aufrecht.Gemal Absatz 6, bleiben Ausweisungen nach Absatz eins, binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des
Fremden aufrecht.

Gemal Abs. 7 gilt eine Ausweisung als durchsetzbare Rickkehrentscheidung nach dem Fremdenpolizeigesetz
2005 (FPG), BGBI. I Nr. 100, wenn sie durchsetzbar ist, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen
freiwillig auszureisen. Eine Frist fUr die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
Rickkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zuriickweisenden Entscheidung gemafR § 5 AsylG 2005
oder § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemafs § 38 durchfiuhrbar wird; in
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diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.GemalR Absatz 7, gilt eine Ausweisung als
durchsetzbare Rilckkehrentscheidung nach dem Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt
romisch eins Nr. 100, wenn sie durchsetzbar ist, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig

auszureisen. Eine Frist fUr die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Riickkehrverbot
erlassen wurde und fir die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005 oder
Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemalB Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

GemaR Abs. 8 ist mit Erlassung der Ausweisung der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder
fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Uber die Moéglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist
flr die freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (§ 55a FPG) zu informieren,
insbesondere auf Rickkehrhilfe, sowie auf moégliche fremdenpolizeiliche MaBnahmen zur Durchsetzung der
Ausreiseverpflichtung (§ 46 FPG) hinzuweisen.GemaR Absatz 8, ist mit Erlassung der Ausweisung der Fremde
Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Gber die Mdglichkeit
eines Antrages auf Verlangerung der Frist flir die freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen
Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Rickkehrhilfe, sowie auf
magliche fremdenpolizeiliche MaBnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)
hinzuweisen.

GemaR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. u.a. VwGH vom 17.10.2006, ZI.
2005/20/0223-7) kann die Ausweisung eines Asylwerbers nur mit Einschrankung auf den Herkunftsstaat
ausgesprochen werden.GemaR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche u.a. VwWGH vom
17.10.2006, ZI.2005/20/0223-7) kann die Ausweisung eines Asylwerbers nur mit Einschrankung auf den
Herkunftsstaat ausgesprochen werden.

Anwendung des§ 10 AsylG auf den vorliegenden FallAnwendung des Paragraph 10, AsylG auf den
vorliegenden Fall

Da der Antrag des BeschwerdefUhrers auf internationalen Schutz sowohl in Bezug auf die Gewahrung von
Asyl als auch in Bezug auf den subsidiaren Schutz zu Recht abgewiesen wurde, war die Grundvoraussetzung
fur die Ausweisung des Beschwerdeflihrers gegeben (§ 10 Abs. 1 Ziff. 2 iVm § 75 Abs. 8 AsylG).Da der Antrag
des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz sowohl in Bezug auf die Gewahrung von Asyl als auch in
Bezug auf den subsidiaren Schutz zu Recht abgewiesen wurde, war die Grundvoraussetzung fir die
Ausweisung des Beschwerdefiihrers gegeben (Paragraph 10, Absatz eins, Ziff. 2 in Verbindung mit Paragraph
75, Absatz 8, AsylG).

Es bestehen auch keine Griinde dafliir anzunehmen, dass die Ausweisung gemaR § 10 Abs. 2 oder 3 AsylG
wegen VerstoRes gegen die EMRK unzuldssig ware.Es bestehen auch keine Grinde dafir anzunehmen, dass
die Ausweisung gemaR Paragraph 10, Absatz 2, oder 3 AsylG wegen VerstoBes gegen die EMRK unzulassig
ware.

Was, erstens, eine mogliche Unzulassigkeit der Ausweisung gemalR§ 10 Abs. 2 AsylG betrifft, so stellt der
Asylgerichtshof fest, dass eine Ausweisung im vorliegenden Fall keinen ungerechtfertigten Eingriff in das
Familien- oder Privatleben des Beschwerdeflihrers (Art. 8 EMRK) darstellt. Was, erstens, eine mdgliche
Unzulassigkeit der Ausweisung gemal Paragraph 10, Absatz 2, AsylG betrifft, so stellt der Asylgerichtshof
fest, dass eine Ausweisung im vorliegenden Fall keinen ungerechtfertigten Eingriff in das Familien- oder
Privatleben des Beschwerdefuhrers (Artikel 8, EMRK) darstellt.

Da der Beschwerdefiihrer in Osterreich tber keine familidren Bindungen verfiigt, kann seine Ausweisung
nach Indien nicht in den Schutzbereich des von Art. 8 Abs. 1 EMRK erfassten Familienlebens eingreifen.Da der
Beschwerdeflhrer in Osterreich (iber keine familidgren Bindungen verfiigt, kann seine Ausweisung nach Indien
nicht in den Schutzbereich des von Artikel 8, Absatz eins, EMRK erfassten Familienlebens eingreifen.

Bezlglich des Eingriffs in das Privatleben des Beschwerdefihrers gemafR Art. 8 Abs. 1 EMRK, so ist zum einen
festzustellen, dass er - wie im Sachverhalt zu I.2.1 festgestellt - nicht als gesundheitlich schwer
beeintrachtigt anzusehen ist, sodass die Ausweisung in Hinblick auf eine allenfalls dringend notwendige
medizinische Behandlung in Osterreich keinen Eingriff in Art. 8 Abs. 1 EMRK darstellt.Beziglich des Eingriffs in
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das Privatleben des Beschwerdeflhrers gemal Artikel 8, Absatz eins, EMRK, so ist zum einen festzustellen,
dass er - wie im Sachverhalt zu romisch zwei.2.1 festgestellt - nicht als gesundheitlich schwer beeintrachtigt
anzusehen ist, sodass die Ausweisung in Hinblick auf eine allenfalls dringend notwendige medizinische
Behandlung in Osterreich keinen Eingriff in Artikel 8, Absatz eins, EMRK darstellt.

Der Beschwerdefiihrer lebt jedoch - wie im Sachverhalt zu I1.2.1 festgestellt - seit zwei Jahren in Osterreich.
Es ist daher nicht véllig ausgeschlossen, dass eine Ausweisung nach Indien einen Eingriff in das Recht auf
Achtung des in Osterreich aufgebauten Privatlebens darstellen kénnte.Der Beschwerdefiihrer lebt jedoch -
wie im Sachverhalt zu rémisch zwei.2.1 festgestellt - seit zwei Jahren in Osterreich. Es ist daher nicht véllig
ausgeschlossen, dass eine Ausweisung nach Indien einen Eingriff in das Recht auf Achtung des in Osterreich
aufgebauten Privatlebens darstellen kénnte.

Im vorliegenden Fall ist ein solcher Eingriff im Ubrigen gemaR Art. 8 Abs. 2 EMRK unter Abwagung der
betroffenen Interessen jedenfalls gerechtfertigt.Im vorliegenden Fall ist ein solcher Eingriff im Ubrigen gemaR
Artikel 8, Absatz 2, EMRK unter Abwagung der betroffenen Interessen jedenfalls gerechtfertigt.

Der Beschwerdefiihrer ist namlich illegal eingereist und hat sich seither in Osterreich nur auf Grund des
vorlaufigen Aufenthaltsrechts nach dem Asylgesetz in Osterreich aufhalten kénnen. Er war sich also bereits
von Beginn ihres Aufenthaltes in Osterreich an bewusst, dass ein etwaig aufzubauendes Privatleben hier nicht
von Dauer sein kénnte.

Der Beschwerdefiihrer lebt zwar strafrechtlich unbescholten in Osterreich und die (insgesamt kurze) Dauer
des Aufenthaltes ist durch die Dauer des Asylverfahrens bedingt.

Das Privatleben des Beschwerdefiihrers in Osterreich beschrinkt sich jedoch auf allenfalls lockere soziale
Beziehungen, die nicht lber das Ubliche Mal8 hinausgehen, so dass es insgesamt nicht als von besonderer
Intensitat gekennzeichnet erscheint.

Schwerpunktmafig ist im gegenstandlichen Fall zu beachten, dass der 32-jahrige Beschwerdeflihrer den weit
Uberwiegenden Teil seines Lebens in Indien verbracht hat und daher als im Wesentlichen in dieser Kultur
sozialisiert anzusehen ist. Zudem leben dort jedenfalls noch sein Vater und seine GroReltern, bei denen er
aufgewachsen ist und zu denen nach wie vor Kontakt besteht, sodass auch aus diesem Grunde eine weitaus
starkere soziale und emotionale Bindung an den Herkunftsstaat als an Osterreich angenommen werden

muss.

SchlieBlich kommt den Regeln Uber den Aufenthalt von Fremden aus der Sicht des Schutzes und der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung nach standiger Rechtsprechung allgemein ein hoher Stellenwert
zu, sodass auch dies ein Grund ist, der bei der Abwagung der Interessen zu Lasten der Interessen des
Beschwerdeflihrers zu beriicksichtigen ist.

Insgesamt kommt der Asylgerichtshof daher nach Abwagung der Interessen im vorliegenden Fall zu dem
Ergebnis, dass eine Ausweisung nach Indien keinen Eingriff in das Privatleben des Beschwerdeflihrers in
Osterreich darstellt und ein solcher, wenn er vorliegen sollte, jedenfalls nicht als unverhiltnismaRig
anzusehen ist.

Schlussfolgerung
Die Beschwerde ist zulassig, aber unbegriindet und daher abzuweisen.
Schlagworte

Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, Glaubwirdigkeit, Lebensgrundlage, mangelnde Asylrelevanz, non
refoulement, vage MutmaRungen
Zuletzt aktualisiert am

31.10.2013

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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